
1. :Beiblatt 11.. Juni 1958 

61/ A A n t I' a g 

der Abg. P I' i nk e, Dr. M i g s c h, S e b i n g e r, Ferdinanda F 1 0 S &-" 

m a n n~ M a c h u n z e, M a I' k, M i t t e I' e I' und MaI' c h n e'r, 

betreffend die Schaffung eines :Bundesgesetzes über finanzielle Hilfeleistungen 

an Spätheimkehrer. -0-"'-

Durch den Entvrurf eines :Bundesgesetzes über finan~ielle Hilfeleistungen an 
Spätheimkehrer sollen die wirtschaftlichea :Benachteiligungen ausgeglichen werden, 
die jene Personen, die im Zuge der Kriegs.- und Naohkriegsereignisse weit über 
das. generelle Mass hinaus. beso.7·derGn :::Iä:;cten ausgesetzt waren, erfahren haben. 

:Durch die §§ 1 und 3 des Geuetzentwurfes wird dieser Personenkreis gereu 
umrisseno 

§ 2 des Gesetzentwurfes enthält die Leistungsbestimmungen; diesen zufolge 
gebührt den Anspruchsberechtigten e~Lne einmalige Hilfeleistung für jeden nachweis­
lich ab L Mai 1949 in der Kriegsgefangenschaft bzwo Anhal tung verbrachten Ka.len­
dermonat inder Höhe von 300 S. Unte:r.' den Begriff "Anhaltung" für den im § 1 
Abs,3 genannten Personeukreis ist sowohl eine Haftzeitals auch ein Freihei-tsver­
lust subsumierbar. 

Die gefertigten Abgeordneten stellen den 

Antrag 
Der Nationalrat wolle beschliessen~ . 

:Bundesgesetz üb~r finanzielle Hilfeleistungen an Spätheimkehrer. 

Der Natiorialrat hat beschlossen: 

~" Personenkreis._ 

(1) Personen, die im Verlauf des zweiten Weltkrieges in Kriegsgefangensohaft 

gerieten, und Personen, die während der :Besetzung Österreichs durch die Alliierten 

Mächt8 von ~iner auslä~dischen Macht aus politischen oder militärischen Gmmen 

festgenommen und angehalten wurden, haben Ansp:ruch auf Leistungen zur Abgel tung 

der dadurch entstandenen wirtsch8.ftlichen 1Tachteile nach liJIassgabe der :Bestimmun­

gen dieses :Bundesgesetzes. 

(2) nen in AbSatz 1 genannten Personen werden jene gleichgestellt, die in 

der Zeit vom 6.März 1933 bis 9. Mai 1945 aus politischen Gründen oder aus Gründen 

der Abstammung, Religion oder Fationalität gezwungen waren~ um drohenden Verfolgu~~ 

gen zu entgehen, Österreich zu verlassen, wenn sie späterhin aus politischen oder. 

mi li tärischen GrLinden von einer auslä;ldischen Maoht festgenommen und angehalten 

wurden. Voraussetzung ist hiebei~ dass diese Anhal tung aus den g18ichen Gründen 

auch nach dem 30.. April 1949 andauert8, 

(3) Anspruchsberechtigt si nd österreichische. Staatsbürger, die nach dem 

300April 1949 nach Österreich zurückgekehrt sind, für die nach diesem Stichtag lie­

gende Zeit der Kriegsgefangenschaft (Anhaltung),falls sie ihren Wohnsitz am Tage 

des Inkrafttretens dieses :Bundesgesetz,es in Österreich haben. Dies gilt auch für 

solche österreichische Staatsbürger, die erst nach Inkrafttreten dieses :Bundesge­

setzes aus der ausländischen KriC'gsgefa'1genschaft (Allhaltung) entlassen werden~ 

falls sie im Anschlus s daran ihren ~Vohnsi tz in österrei eh nehmen, 
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§ 2. Leistuyg~~~ 

(1) ,,~nspruchsberechtigten im Sinne des § 1 dieses Bundesgesetzes gebührt 

als einmalige Hilfeleistun6 für jeden n~chweislich ab L Mai 1949 in der 

Kriegsgef~ngenschaft (Anhaltung) verbrachten Kalendermonat ein Betrag Von 

300 S. Angefangene Monate gelten als volle Monate. 

(2) Die Leistu~~en nach diesem Bundesgesetz sind in höchstens zwei 

Jahresteilbeträgen zu erbringen. }.Tähere Bestimmungen trifft d~s Bundes~ 

ministerium für Finanzen im lilinvernehmen mit dem Bundesministerium für soziale 

Verwal tung durch Verordnung. 

§ .3', Ausschlussb~Ej;j.rnm..\lng..:.. 

Von d",n in diesem Bundesgesetz vorgesehenen Hilfeleistungen sind aun-. 

ge3chlossen~ 

a) Personen (deren VerhaI ten in 'Wort oder Tat mit den Gedanken und 

Zielen eines freien demokratischen österreich unvereinbar war; 

b) Personen~ die nach dGm 9- Mai 1945 von einem i~ oder ausländischen 

Gericht wegen einer Straftat rechtslcräftig verurteilt worden sind, die nach 

österreichischem Recht ein Verbrechen ist j wenn diese Verurteilung beim In­

krafttreten dieses Bundesgesetzes bzw. bei der AntragsteIlung noch nicht 

tilgbar ist; 

c) Personen., 'Nelche wegen Handlungen im Dienst einer ausländischen Macht 

festgenommen wurden, der Dienst in d:,r deutschen Wehrmacht oder bei deutschen 

Dienststellen bis zum 9. Mai 1945 gilt nicht als Dienst einer ausländischen 

Macht. , 
d) Personen, welche während ihrer Gefangenschaft (Anhal tung) zum Sc:p.aden 

.. 

ihrer Mitgefangenen mi t den Behörden desjenigen der Staa ten zus~mmenarbeiteten, 

welche die Gefangenschaft (Anhal tung) veranlassten., sowie solche Personen, 

auf Grund deren .Angaben es zur Anhaltung österreichischer Staatsbürger durch 

,ji ne ausländische Macht kam. 

§ 4. Gel tendma,chunEL~er AnsllJ:'Üche. 

Ansprüche nach diesem Bundesgesetz erlöschen, wenn sie nicht bis 

spätestens .30. Juni 1959 'geltendkgmacht wurden .. Personen3 die erst nach Inkraft­

treteh dieses Bunclesgesetzes ,aus der ausländischen Gefangensohaft (Anhal tung) 

nach Österrei ch zurückkehren3 haben ihre Ansprüche innerhaI b von 12 Monaten 

nach dem Tage der Heimkehr geltend zu machen~ 
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~ 5. iEi nkommensteue:r:::_ und Ge.bührenfreihei t. 

(1) Die auf Grund dieses B1.lr~desgesetzes gewährten finanziellen Hilfe .... 

leistungen untorliegon nicht der Birkommensteuer. 

(2) Alle Amtshandlung8'1 9 Bi ngaben~ Vollmachten und sonstige Urkunc~en 

über Rechtsg8schäfte sowie Zeugnisse in Ang0legenheit der Durchführung 

dieses Bundesgesetzes sind von bundesgese'f;zlich geregel ten Gebühren und 

Verwal tungsabgaben sowie voy~ Gerich tso.· und Justizvel'Vval tungsgebühren befrei t~ 

§ 6. Behi5rdeuo 

Die Durchfüh:rung dieses B~n:h)sgp.setzes C'1,)liegt in erster Instaw dem 

Landesi nva1idenamt, in zwai ter urld letzter Instanz dem Land8shauptmann~ 

§ 7. Verfahrens!?8).s.t.i_i'lmung~.n:_ 

(1) Auf das Verfahren V0r. dem Landesi nvali0. eY!3.mt fi nden die Vorschrift'3n 

des Allgemeinen Vorwal tungEver;fahrensgesetzes 1950 Anwendung, 

sowei t das vorliegonde Bundesgesetz' nichts anderes bestimmt. 

(2) Bescheide" die den me,tericl1.;·-rechtlichen Bestimmungen dieses Bundes.-· 

gesetzes Widersprechen!> leiden an Gi nem mit Nichtigkei t bedronten Fehle~1. 

(3) Auf das Verfahren vor dem Le.ndesinvalidel'iamt findon wei ters sinn­

geinäss die B0stimmungen der §§ 87 Abs.l und 88 Absa 1 df'" Krie6sopferversorgung8'­

gesetzes 1957 Anwendung. 

§ 8. Vo11zieh~gg:. __ 

Mit der Vollziehung dieGes Bundesgesetzes ist da~ Bundesministerium für 

soziale Verwal tung im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Final1ZSn.1 

dem Bundesministerium für Inneres und dem Bund(,3sministerium für Justiz betraut .. 

.... 1)- ... .- .-

In formeller Hinsicht wolle der Antra.g unter Verzicht auf die 

erste Lesung dem Finanz- '(-'.Dd Budg'3tauss chuss zugewiesen werden~ 

- 0 .... I:t .- .-C> - GI - (\ .... 
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